Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 2421 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Neuordnung des Kindergeldes 
(Kindergeldneuordnungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 


Voraussetzungen 
des Anspruches auf Kindergeld 

Kindergeld nach diesem Gesetz erhält auf 
Antrag, wer drei oder mehr Kinder hat. 


§ 2 

Begriffsbestimmungen 

(1) Als Kinder im Sinne dieses Gesetzes 
gelten 

1. eheliche Kinder, 

2. Stiefkinder, 

3. für ehelich erklärte Kinder, 

4. an Kindes Statt angenommene Kinder, 

5. uneheliche Kinder (jedoch nur im Verhält- 
nis zur leiblichen Mutter), 

6. Pflegekinder 

des Berechtigten, die das achtzehnte Lebens- 
jahr noch nicht vollendet haben. Das gleiche 
gilt für Kinder, die das fünfundzwanzigste 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben und 
für einen Beruf ausgebildet werden oder in- 
folge geistiger oder körperlicher Gebrechen 
außerstande sind, sich selbst zu erhalten. 
Als Pflegekinder gelten alle Pflegekinder 
im Sinne von § 32 Abs. 4 Nr. 4 Buchstabe f 
des Einkommensteuergesetzes in der Fassung 
vom 21. Dezember 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 441) sowie die elternlosen Kinder, die von 


Großeltern oder Geschwistern versorgt wer- 
den. 

(2) Für elternlose Kinder, die nicht von 
Pflegeeltern, Stiefeltern oder Großeltern 
versorgt werden, wird Kindergeld gezahlt, 
wenn die Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung in der Person ihres Vaters oder ihrer 
MuLLcr gegeben wären. Antragsberechtigt 
ist in diesem Fall der Vormund, und wenn 
verschiedene Vormünder bestellt sind, der 
Vormund des ältesten Kindes. 


§ 3 


Kindergeld 

bei mehreren Anspruchsgrundlagen 

(1) Für jedes Kind wird nur ein Kindergeld 
nach diesem Gesetz gewährt. Erfüllen meh- 
rere Personen für dasselbe Kind die An- 
spruchsvoraussetzungen nach den §§ 1 und 2, 
so haben den Kindergeldanspruch 

1. der Vater, wenn Vater und Mutter die 
Anspruchsvoraussetzungen erfüllen, es sei 
denn, daß das Sorgerecht für alle Kinder 
ausschließlich der Mutter zusteht, 

2. die Adoptiv- und Pflegeeltern, wenn sie 
neben den leiblichen Eltern oder den Stief- 
eltern die Anspruchsvoraussetzungen er- 
füllen. 

In den übrigen Fällen hat das Vormund- 
schaftsgericht auf Antrag des Jugendamtes 
oder einer Person, die ein berechtigtes Inter- 
esse nachweist, den Berechtigten zu bestim- 
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men. Die Bestimmung Ist so zu treffen, daß 
sie dem Wohle aller beteiligten Kinder am 
besten entspricht; das Vormundschaftsgerldit 
kann den Ansprudi unter die Berechtigten 
aufteilen. Das Vormundsdiaftsgericht kann 
ferner anordnen, in welcher Weise das Kin- 
dergeld verwendet werden soll. Nach den 
gleichen Grundsätzen kann das Vormund- 
schaftsgericht eine von den Nummern 1 
und 2 abweichende Regelung treffen. 

(2) Kindergeld nach diesem Gesetz erhal- 
ten nicht: die Bediensteten des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden, der Gemeindever- 
bände und der sonstigen Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, sowie die Empfänger von Versor- 
gungsbezügen, Übergangsgehalt oder Über- 
gangsbezügen des öffentlichen Dienstes, so- 
weit sie unter Anwendung besoldungs- und 
tarifrechtlicher Vorschriften Kindergeldzu- 
schläge mindestens in Höhe des Kindergeldes 
nach § 4 Abs. 1 erhalten. 

§ 4 

Höhe, Fälligkeit und Zahlung des Kinder- 
geldes 

(1) Das Kindergeld beträgt für das dritte 
und jedes weitere Kind je 25 Deutsche Mark 
monatlich. 

(2) Das Kindergeld wird gewährt vom Be- 
ginn des Monats an, in dem die Voraus- 
setzungen erfüllt sind, wenn der Antrag in- 
nerhalb von drei Monaten nach diesem Zeit- 
punkt gestellt wird, anderenfalls vom Beginn 
des Monats, in dem der Antrag gestellt 
wird. 

(3) Die Gewährung des Kindergeldes für 
Kinder, die das achtzehnte Lebensjahr voll- 
endet haben (§ 2 Abs. 1 Satz 2), bedarf eines 
besonderen Antrages. 

(4) Das Kindergeld wird bis zum Ende des 
Monats gewährt, in dem die Voraussetzungen 
des Anspruches wegfallen oder der Antrag 
widerrufen wird. 

(5) Das Kindergeld wird in Monatsbeträgen 
nachträglich gezahlt. 

§ 5 

Antragstellung 

(1) Der Antrag ist an das für den Wohn- 
sitz des Berechtigten zuständige Finanzamt 
zu richten. 

(2) W:"*d der Antrag ganz oder zum Teil 
abgelehnt od * das Kindergeld entzogen 


oder die Zahlung eingestellt, so ist ein schrift- 
licher Bescheid zu erteilen; er hat eine Be- 
gründung und eine Rechtsmittelbelehrung 
zu enthalten. 

§ 6 

Auszahlung 

(1) Das Kindergeld wird auf Anweisung 
des zuständigen Finanzamtes 

a) bei Arbeitnehmern durch den Arbeit- 
geber, 

b) bei Empfängern von Arbeitslosenunter- 
stützung und Arbeitslosenhilfe durch das 
Arbeitsamt, 

c) bei Empfängern von Renten aus der So- 
zialversicherung und nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz durch die Rentenzahl- 
stelle, 

d) bei Fürsorgeempfängern durch das Für- 
sorgeamt, 

e) in allen übrigen Fällen durch das zustän- 
dige Finanzamt selbst 

ausgezahlt. 

(2) Das Finanzamt kann die Auszahlung 
nach Absatz 1 Buchstaben c und d nur an- 
weisen, wenn der Berechtigte seinen Lebens- 
unterhalt überwiegend aus der von der glei- 
chen Stelle zu zahlenden Rente oder Für- 
sorgeleistung bestreitet. 

§ 7 

Prüfungsrecht, 

Auskunfts- und Anzeigepflicht 

(1) Das Finanzamt kann jederzeit prüfen, 
ob clie Voraussetzungen für die Gewährung 
des Kindergeldes erfüllt sind. Der Berechtigte 
Ist verpflichtet, dem Finanzamt auf Verlan- 
gen alle Auskünfte zu geben und Beweisur- 
kunden vorzulegen, die zur Nachprüfung 
erforderlich sind. 

(2) Entzieht sich der Berechtigte der Nach- 
prüfung oder bringt er die erforderlichen 
Beweisurkunden ohne triftigen Grund nicht 
bei, so kann das Finanzamt die Gewährung 
des Kindergeldes versagen. 

(3) Fallen die Voraussetzungen für den An- 
spruch auf Kindergeld weg (§§ 1 und 2), so 
ist der Berechtigte verpflichtet, dies inner- 
halb von zwei Wochen nach dem Wegfall 
dem Finanzamt schriftlich anzuzeigen. Die 
Frist gilt bei Anzeige an die mit der Aus- 
zahlung beauftragte Stelle innerhalb von 
zwei Wochen nach Wegfall der Voraus- 
setzungen als gewahrt. 
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(4) Ohne Reditsgrund gezahltes Kinder- 
geld ist von dem vermeintlichen Anspruchs- 
berechtigten zurückzuzahlen. 

§ 8 

Fortbezug von Kindergeld nachi bisherigem 
Recht 

(1) In den Fällen, in denen nach dem Ge- 
setz über die Gewährung von Kindergeld 
und die Errichtung von Familienausgleichs- 
kassen (Kindergeldgesetz) vom 13. Novem- 
ber 1954 (BundesgesetzbL I S. 333), dem 
Gesetz über die Anpassung der Leistungen 
für Kinder in der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung, in den gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen, in der Arbeitslosenversicherung und Ar- 
beitslosenhilfe sowie in der Kriegsopferver- 
sorgung an das Kindergeld (Kindergeld- 
anpassungsgesetz) vom 7. Januar 1955 (Bun- 
desgesetzbl. IS. 17) und dem Gesetz zur Er- 
gänzung des Kindergeldgesetzes (Kinder- 
geldergänzungsgesetz) vom 23. Dezember 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 841) Kindergeld 
gewährt wurde, bedarf es keiner neuen An- 
tragstellung. 

(2) Berechtigte, die nach bisherigem RecJit 
keinen Anspruch auf Kindergeld hatten, er- 
halten Kindergeld vom Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes an, wenn inner- 
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes der Antrag gestellt wird. Im 
übrigen gilt § 4 Abs. 2 entspreciiend. 


§ 9 


Übertragbarkeit des Kindergeldes 


(1) Der Anspruch auf Kindergeld ist nicht 
übertragbar. 


(2) Das Vormundschiaftsgericht kann an- 
ordnen, daß das Kindergeld an eine andere 
Person oder Stelle als die berechtigte aus- 
gezahlt wird, wenn das Wohl der Kinder dies 
erfordert. Die bestimmte Person oder Stelle 
kann den Antrag gemäß § 1 dieses Gesetzes 
stellen. Bei der Entscheidung sind die Grund- 
sätze des § 3 Abs. 3 maßgeblich. Das Vor- 
mundschaftsgericht hat vor seiner Entschiei- 
dung das Jugendamt zu hören. 


(2) Für das Verfahren gelten die Vor- 
schriften des Sozialgerichtsgesetzes mit der 
Maßgabe, daß 

1. ein Vorverfahren nicht stattfindet, 

2. die Berufung ausgeschlossen ist, soweit der 
Beginn oder das Ende des Anspruches auf 
Kindergeld streitig ist. 


§ 11 


Ausnahmen und Sonderregelungen 


(1) Personen, die im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes weder einen Wohnsitz noch 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, er- 
halten kein Kindergeld nach diesem Gesetz. 

(2) Anspruch auf Kindergeld besteht nicht 
für Kinder, die weder ihren Wohnsitz noch 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt in dem Ge- 
biet des Deutschen Reichs nach dem Stand 
vom 31. Dezember 1937 haben. 

(3) Die Bundesregierung ist ermächtigt, 
durch Rechtsverordnungen Ausnahmen von 
den Vorschriften der Absätze 1 und 2 zuzu- 
lassen. 


(4) Die Bundesregierung ist ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die Zahlung von 
Kindergeld im Rahmen dieses Gesetzes an 
solche erwerbstätige Deutsche im Sinne des 
Artikels 116 des Grundgesetzes zu regeln, 
die außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes erwerbstätig sind und nach den Ge- 
setzen ihres Tätigkeitsortes keine den Lei- 
stungen dieses Gesetzes entsprechenden Lei- 
stungen für Kinder erhalten. 


§ 12 

Verjährung und Aufrechnung 

(1) Der Anspruch auf Kindergeld verjährt 
in zwei Jahren nach Ablauf des Kalender- 
jahres der Fälligkeit. Das gleiche gilt für 
den Anspruch auf Beitragsrückstände (§ 14), 
soweit sie nicht absichtlich hinterzogen sind. 

(2) Gegen Ansprüche auf Kindergeld darf 
das Finanzamt nur aufrechnen mit An- 
sprüchen auf Rückzahlung zu Unrecht 
empfangenen Kindergeldes. 


§ 10 

öffentlich-rechtliche Streitigkeiten 

(1) Die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit 
entscheiden über öffentlich-rechtliche Streitig- 
keiten in Angelegenheiten dieses Gesetzes. 


§ 13 

Verhältnis zu Steuer- und Sozialrecht 

(1) Das Kindergeld ist beim Empfänger 
steuerfrei und gilt nicht als Einkommen, 
Verdienst oder Entgelt im Sinne der So- 


3 



zialversidierung, Arbeitslosenversidierung, 
Lastenausgleidisgesetzgebung und des Bun- 
dewersorgungsgesetzes. 

(2) Die §§ 25 und 25 a der Verordnung 
über die Fürsorgepflidit in der Fassung vom 
20. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 967) 
sowie § 4 Satz 2 der Verordnung über Tuber- 
kulosehilfe vom 8. September 1942 (Reidis- 
gesetzbl. I S. 549) finden in Flöhe des Kin- 
dergeldes nach diesem Gesetz keine Anwen- 
dung. 

(3) Soweit die Beiträge nidit Betriebsaus- 
gaben oder Werbungskosten sind, sind sie 
Sonderausgaben im Sinne des Einkommen- 
steuergesetzes. 

§ 14 

Aufbringung der Mittel 

(1) Die Mittel zur Durchführung dieses 
Gesetzes werden aufgebradit durdi Beiträge 

a) der Arbeitgeber in Flöhe eines Vomhun- 
dertsatzes der an ihre Arbeitnehmer ge- 
zahlten Bruttolohnsumme, 

b) der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung in Flöhe 
des an Arbeitslosenunterstützungs- und 
Arbeitslosenhilfeempfänger gezahlten Kin- 
dergeldes. Die für Arbeitslosenhilfe- 
empfänger benötigten Mittel sind vom 
Bund zu erstatten, 

c) der Träger der Sozialversicherung und 
der öffentlichen Fürsorge in Höhe des 
von ihnen ausgezahlten Kindergeldes. 

(2) Beiträge nach Absatz 1 Buchstabe a 
sind nicht zu entrichten, wenn die Brutto- 
lohnsumme 12 000 Deutsche Mark jährlich 
nicht übersteigt. 

(3) Reichen die nach Absatz 1 aufgebrach- 
ten Mittel zur Durchführung dieses Gesetzes 
nicht aus, so wird der Unterschiedsbetrag 
vom Bund gedeckt. Bundeszuschüsse sind 
gegen erzielte Überschüsse aufzurechnen. 

(4) Der Vomhundertsatz nach Absatz 1 
Buchstabe a wird von der Bundesregierung 
für jedes Kalenderjahr im voraus durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates festgesetzt. Er beträgt bis zum 
31. Dezember des auf den Tag des Inkraft- 
tretens folgenden Jahres 0,7. 

§ 15 

Bisherige Kindergeldgesetze 

(1) Das Gesetz über die Gewährung von 
Kindergeld und die Errichtung von Fami- 


lienausgleichskassen (Kindergeldgesetz) vom 
13. November 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 333), das Gesetz über die Anpassung der 
L-eistungen für Kinder in der gesetzlichen 
Unfallversicherung, in den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen, in der Arbeitslosenver- 
sicherung und Arbeitslosenfürsorge sowie in 
der Kriegsopferversorgung an das Kinder- 
geldgesetz (Kindergeldanpassungsgesetz) vom 
7. Januar 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 17) und 
das Gesetz zur Ergänzung des Kindergeld- 
gesetzes (Kindergeldergänzungsgesetz) vom 
23. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 841) 
werden mit Inkrafttreten dieses Gesetzes 
außer Kraft gesetzt. 

(2) Soweit durch die vorstehenden Ge- 
setze andere Bestimmungen geändert oder 
aufgehoben worden sind, treten sie mit In- 
krafttreten dieses Gesetzes wieder in der 
vor der Änderung oder Aufhebung gültigen 
Fassung in Kraft. 

(3) Der Bundesminister für Arbeit wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen binnen sechs Mo- 
naten durch Rechtsverordnungen mit Zu- 
stimmung des Bundesrates den Übergang 
vom bisherigen Recht auf dieses Gesetz zu 
regeln. 

(4) Die Durchführung dieses Gesetzes durch 
die Finanzämter und die Auflösung der Fa- 
milienausgleichskassen ist bis spätestens 
31. Dezember 1956 zu vollziehen. 

(5) Der Bundesminister für Finanzen er- 
läßt die zur Durchführung dieses Gesetzes 
notwendigen Verwaltungsvorschriften. 

§ 16 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der §§12 
Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Üb^rlei- 
tungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 17 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. Oktober 1956 in Kraft. 

Bonn, den 30. Mai 1956 

Dr. Dehler und Fraktion 
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